
 
Die Linke Fraktion im Stadtrat Gera               Es gilt das gesprochene Wort!  
Daniel Reinhardt 
  
 

Stadtratssitzung am 1. Juli 2026  
Hier:  Rede zur Vorlage DS-Nr. 77/2022 2. Ergänzung - Gebührensatzung für die kommunalen 

und die von der Stadt Gera verwalteten Friedhöfe 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
bei Friedhöfen sprechen wir nicht über irgendeine kommunale Einrichtung. Wir sprechen über 
Orte der Trauer, des Erinnerns und der Würde. Umso sensibler muss mit den Gebühren 
umgegangen werden, die Menschen in einer ohnehin belastenden Lebenssituation treffen.  
 
Genau deshalb lehnen wir die vorliegende Gebührensatzung in dieser Form ab.  
 
Die Verwaltung verkauft die Zusammenlegung der Friedhofsunterhaltungsgebühren mit den 
Grabnutzungsgebühren als Vereinfachung.  
Tatsächlich führt sie jedoch zu erheblichen Gebührenerhöhungen und macht die Kosten für 
Bürgerinnen und Bürger deutlich intransparenter.  
Bislang war nachvollziehbar, welcher Anteil für die Grabnutzung und welcher für den laufenden 
Unterhalt des Friedhofes anfällt. Künftig wird alles in einer Gebühr zusammengefasst. Das mag 
verwaltungsintern einfacher erscheinen, erschwert aber die Kontrolle und Nachvollziehbarkeit – 
sowohl für den Stadtrat als auch für die Bürgerinnen und Bürger.  
Wer Transparenz predigt, sollte sie nicht gleichzeitig abschaffen.  
 
Besonders kritisch sehen wir, dass durch diese Umstellung die Belastung für die Menschen 
insgesamt um mehr als eine halbe Million Euro steigt. Das ist kein kleiner Anpassungsbetrag, 
sondern eine erhebliche Mehrbelastung für Menschen, die gerade einen Angehörigen verloren 
haben.  
Und genau das ist der falsche Zeitpunkt, um kommunale Haushaltsprobleme auf dem Rücken 
Trauernder zu lösen.  
 
Hinzu kommt ein weiterer Punkt, den die Verwaltung erklären muss: Während die Umstellung 
als Vereinfachung begründet wird, steigen gleichzeitig die kalkulierten Verwaltungseinnahmen 
drastisch an – auf das Dreifache.  
Das passt schlicht nicht zusammen. Wenn Verfahren einfacher werden, müssten 
Verwaltungseinnahmen eigentlich sinken und nicht explodieren. Diese Entwicklung ist für uns 
weder schlüssig noch ausreichend begründet.  
 
Und erlauben Sie mir noch eine letzte Bemerkung: Für die Erstellung dieser Kalkulation wurde 
ein externes Gutachten beauftragt. Mich würde schon interessieren, was dieses Gutachten die 
Stadt gekostet hat. Wenn am Ende höhere Gebühren, weniger Transparenz und steigende 
Verwaltungskosten herauskommen, dann darf man durchaus die Frage stellen, ob dieses Geld 
gut investiert wurde.  
Wir erwarten von einer Friedhofsgebührensatzung Transparenz, Nachvollziehbarkeit und 
Augenmaß. Der vorliegende Entwurf erfüllt diese Anforderungen aus unserer Sicht nicht.  
 
Deshalb werden wir als Fraktion dem Beschluss nicht zustimmen. 


